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195. Bekanntmachung der

2. Nachtragshaushaltssatzung der Stadt Helmstedt für das Haushaltsjahr 2009

Aufgrund des § 87 der Niedersächsischen Gemeindeordnung hat der Rat der Stadt Helmstedt in
der Sitzung am 24.09.2009 folgende Nachtragshaushaltssatzung beschlossen:

§1

Mit dem Nachtragshaushaltsplan werden

. die bisherigen erhöht Vermindert und damit der
festgesetzten. um um Gesamtbetrag

Gesamt- des
beträge . Haushaltsplans

einschließlich.
der Nachträge
festgesetzt auf

-Euro- -Euro- -Euro- -Euro-
1 2 3 4 5

Ergebnishaushalt
ordentliche Erträge . 28.386.100 2.889.100 25.497.000
ordentliche Aufwendungen 33.222.100 473.600 32,748.500
außerordentliche Erträge 0 66.600 66.600

. außerordentliche Aufwendun~en 0
; 0

FInanzhaushalt
Einzahlungen aus .Iaufender 28.434.400 2.957.500 25.476.900·
Verwaltungstätigkeit ,., , : ... . ,

Auszahlungerial.liflaufender ·32.520.500 564.000 31.9·56~500

Verwaltungstätigkeit
Einzahlungen für 3:148.700 144.000 ' . 3.292.700
Investitionstätigkeit 1

Auszahlungen für 5.223.500 5.223.500
Investitionstätigkeit
Einzahlungen für 2.074.800 144.000 1.930.800

-

Finanzierungstätigkeit
Auszahlungen für 165.000 57.200 222.200
Finanzierungstätiakeit
Nachrichtlich:
Gesamtbetrag der Einzahlungen 33.657.900 2.957.500· 30.700.400
des Finanzhaushalts
Gesamtbetrag der Auszahlungen 37.909.000 506.800· 37.402.200 .
des Finanzhaushalts

§1a

Der Wirtschaftsplan des Waldbades Birkerteich wird nicht geändert.
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§2

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und
Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) wird gegenüber der bisherigen
Festsetzung in Höhe von 2.074.800 Euro um 144.0_00 Euro vermindert und damit auf
1.930.800 Euro neu festgesetzt.

§2a

Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen für das Waldbad Birkerteich
werden nicht veranschlagt.

§3

Der bisherige Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird nicht geändert.

§3a

Verpflichtungsermächtigungen für das Waldbad Birkerteich werden nicht veranschlagt.

§4

Der Höchstbetrag, bis zu dem Liquiditätskredite beansprucht werden dürfen, wird gegenüber dem
bisherigen Höchstbetrag in Höhe von 13.800.000 Euro um 2.500.000 Euro erhöht und damit auf
16.300.000 Euro neu festgesetzt.

§4a

. Liquiditätskredite für das Waldbad Birkerteich werden nicht beansprucht.

§5

Die Steuersätze (Hebesätze) werden nicht geändert.

§6

Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nach § 4 Abs. 6 GemHKVO in den
Teilfinanzhaushalten einzeln dargestellt, wenn sie 10.000 € je Einzelfall überschreiten.

Helmstedt, den ZLf, V'S. lo 'O_j

(L.S.)

Der Bürgermeister

gez. Eisermann
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Die vorstehende Nachtragshaushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2009 wird hiermit öffentlich
bekannt gemacht. -

Die nach § 91 Abs.4 I § 92 Abs. 2 und § 94 Abs. 2 NGO erforderlichen Genehmigungen sind
durch den Landkreis Helmstedt am 03. M.2Q:)'1 unter dem Aktenzeichen ~O-.A.S--OO erteilt

. worden.

Der Nachtragshaushaltsplan liegt nach § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO in der Zeit vom9./,f.cQ bis .A'"7.~(. 0'7·
im Informationszentrum der Stadt Helmstedt, Markt 7/8 zu folgenden Öffnungszeiten

Montag, Dienstag, Mittwoch, Freitag
Donnerstag
Samstag

zur Einsichtnahme öffentlich aus.

,Helmstedt, den' zs .03 .0..5

gez~ Eisertnann

\.

1 N 45 vom 06.li.2009AB .- r.

8.30 Uhr bis 17.00 Uhr
8.30 Uhr bis 14.00 Uhr

10.00·Uhr bis 14.00 Uhr

(L. S. )

" .",",.- ' ....'- .... _.... _.
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Bekanntmachung der

2. Nachtragshaushaltssatzung der Gemeinde Groß Twülpstedt für das Haushaltsjahr 2009

Aufgrund des § 87 der Niedersächsischen Gemeindeordnung in der zur Zeit gültigen Fassung hat der
Rat der Gemeinde Groß Twülpstedt in der Sitzung am 14.09.2009 folgende 2. Nachtragshaushalts­
satzung für das Haushaltsjahr 2009 beschlössen:

§ 1

Durch den 2. Nachtragshaushaltsplan werden Einnahmen und Ausgaben des Verwaltungshaushalts
und des Vermögenshaushalts nicht geändert.

§2

Die Höhe der bisher vorgesehenen Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen
wird nicht geändert.

§3

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt.

§4

Der Höchstbetrag, bis zu.dem Kassenkredite aufgenommen werden dürfen, wird gegenüber dem
. bisherigen Höchstbetrag von 350.000 Euro um 300.000 Euro erhöht und damit auf 650.000 Euro neu
festgesetzt.

§5

Die Steuersätze (Hebesätze) werden nicht geändert.

Velpke, den 30.09.2009

gez. Schlichting

Gemeindedirektor

(L. S. )
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Die vorstehende Nachtragshaushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2009 wird hiermit öffentlich
bekannt gemacht.

. . uVld"q;;.u~s.;) 1J60
Die nach § 94 Abs. 2 NGOOto'tderliche Genehmigung ist durch den Landkreis Helmstedt am

Q 3·,a. 200CJ unter dem Aktenzeichen ·~O-A .r--oO erteilt worden.

Der Nachtragshaushaltsplan liegt nach § 86 AM. 2 Satz 3 NGO

vom oli. A'.2009 bis 13. P.~oo<7

und vom ,1b~p.~oo9 bis A?-. a.QOOq

zur Einsichtnahme während .der Dienststunden im Rathaus der Samtgemeinde Velpke, Grafhorster
Str. 6, Zimm~r 29, öffentlich aus.

Velpke, den 04-.,(,(';;'00 Cl

Der Gemeindedirektor
In Vertretung

gez. Frieke

ABl.-Nr. 45 vom 06.11.2009
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..,.. '-::.

Bekanntf11achung
der Gemeinde Bahrdorf;

hier: Entwidmung von Verkehrsflächen

.Der Rat der Gemeinde Bahrdorf hat in seiner Sitzung am 10.09.2009 die Entwidmung
folgender Verkehrsfläche beschlossen:

Die Fläche der Grünanlage Döhrener Straße in der Gemarkung Mackendorf bestehend aus
dem Flurstück 28 der Flur 3 wird mit sofortiger Wirkung dem Verkehr auf Dauer entzogen
und für diesen gesperrt.

Die Teilfläche ist im Flurkarten~uszug kenntlich gemacht.

Gemäß § 8 Abs. 6 des Niedersächsischem Straßengesetzes gilt mit der Sperrung die
Widmung als entzogen.

Gegen die Entwidmung ist die Klage zulässig. Die Klage kann innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe dieses Bescheides schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der
·Geschäftsstelle beim Verwaltungsgericht Braunschweig, Am Wendentor 7,38100
Braunschweigerhoben werden.

Anlage

Velpke, den 01.10.2009

Der Gemeindedirektor

gez. Fricke
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Entwidmung einer Teilfläche der Döhrener Straße, Mackendorf
. Grünanlage, Flur 3, Flurstück 28

1:500
ABl.-Nr. 45 vom 06.11.2009



198.

-488-

Bekanntmachung der

Satzung

des

Wasser- und Bodenverbandes .

Wasserverband Elm

(Alle Amts-, Funktions und Personenbezeichmingen, die in dieserSatzung inder männlichen Sprach­
form gebraucht werden, gelten auch in der entsprechenden weiblichen Sprachform.)
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§1

Name, Sitz, Verbandsgebiet, Stammkapital

(1) Der Verband fUhrt den Namen:

Wasserverband Elm

(2) Er hat seinen Sitz in Lehre, Landkreis Helmstedt

(3) Der Verband ist ein Wasser- und Bodenverband im Sinne des Wasserverbandsgesetzes

vom 12.Februar 1991 (Bundesgesetzblatt I S. 405). Zugleich findet das Niedersächsische Alisfilhrungsge­

setz zum Wasserverbaildsgesetz (Nds. AGWVG) in der jeweils gültigen Fassung Anwendung~

(4) Der Verband dient dem öffentlichen Interesse und dem Nutzen seiner Mitglieder. Er verwaltet sich im

Rahmen der Gesetze selbst.

(5) Das Verbandsgebiet erstreckt sich auf das Gebiet der im Mitgliederverzeichnis aufge­

filhrten Gemeinden.

(6) Das Stammkapital beträgt 6.646.794,46 € (Sechsmillionensechsliimdertsechsundvierzigtausendsiebenhun­

dertvierundneunzig Euro).

(WVG §§ 1,3,6)

.§2

Mitglieder

(1) Mitglieder des Verbandes sind die in der Anlage 1 zur Verbandssatzungaufgefilhrten WaSser- und Boden­

verbände, Städte, Samtgemeinden und Gemeinden.

(2) Der Verband hält das Mitgliederverzeichnis auf dem Laufenden. Je eine Abschrift wird bei der Aufsichts­

behörde und bei dem Landkreis Wolfenbüttel aufbewahrt.

(WVG§4)
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§3

Aufgabe

(1) Der Verband hat die Aufgabe, ftir seine Mitglieder eine Fern.w.l!Sserleitung zu planen, zu bauen, zu unterhal­

ten, zu betreiben und dadurch die Wasserversorgung ftir das die Eigenversorgung der Mi~ederüberstei­

gende Maß sicherzustellen.

(2) Der Verband istberechtigt, Wasser an Nichtmitglieder Zu liefern.·

Hierzu bedarfes eines Wasserlieferungsvertrages, der bei einer Liefetmenge ab 10.000 m3 pro Jahr von der

Verbandsversammlung ansonsten vom Vorstand zu beschließen ist.

(3) Er ist von den PlanUngen der Mitglieder, soweit es sich um die Erschließung neuer Wasservorkommen oder

die Erweiterung oder Schließung von vorhandenen Wasserwerken sowie den Bau von überörtlichen Trans,,:

portleitungen handelt, rechtzeitig zu unterrichten.

(4) Zur Deckung der Kosten für die Erweiterung oder Änderung der Fernwasserversorgungsanlagen erhebt

der Verband von den begünstigten Mitgliedern und Abnehmern die notwendigen Mittel zur Kosten­

deckung.

(5) Erweiterungen gehen ohne Rücksicht auf die Kostenregelung in das Eigentum des Verbandes über.

(6) Absatz 4 gilt nicht ftir die Herstellung des Fernwasserleituilgssystemes nach den der Verbandsgrundung

zugrunde liegenden Plänen.

(WVG §§ 2, 4)

§4

Unternehmen, Plan

(1) Der Verband hat zur Durchfiihrung seiner Aufgaben insbesondere die notwendigen Betriebs­

anlagen der Wasserversorgung herzustellen, zu betreiben und zu unterhalten sowie die hierzu

erforderlichen Grundstücke oder Rechte an Grundstücken zu erwerben bzw. zu übernehmen.

(2) Das Unternehmen ergibt sich aus den Bauentwürfen und deren Fortschreibung für die

Wasserversorgung, die beim Verband aufbewahrt werden.

(3) Der Stand des durchge:filhrten Unternehmens ergIbt sich aus Bestandsplänen, die beim Verband

aufbewahrt werden.

(WVG § 5)

r
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§5

VerbaIidsschau

(1) Di~ Verbandsanlagen sind nach Bedarf, mindestens jedoch alle- 5 Jahre zUschauen. Bei der Schau ist der

Zustand der Anlagen festzustellen, insbesondere ob sie ordnungsgemäß unterhalten und nicht unbefugt be­

nutzt werden.

(2) Schauführer ist der Verbandsvorsteher.

(3) Die Verbandsversarnmlung wählt 3 Schaubeauftragte und deren Vertreter.

(4) Die Verbandsversarnm1ung kann einen Schaubeauftragten aus wichtigem Grund mi~ der

Mehrheit von zwei Dritteln der. Stimmen abberufen.

(5) Die Amtszeit der Schaubeauftragten beginnt und endet mit der Amtszeit des Vorstandes.

(6) Nach Ablauf der Wahlperiode nehmen die Schaubeauftragten ihre Aufgaben weiter wahr,

bis neue Schaubeauftragte gewähltworden sind.

(7) Wenn ein Schaubeauftragter vor Ablauf der Amtszeit ausscheidet, so ist fiir den Rest der

Amtszeit Ersatz zu wählen.

(8) Der Vorstand lädt die Schaubeauftragten, die Aufsichtsbehörde und sonstige

Beteiligte, insbesondere technische Fachbehörden mit einer zweiwöchigen Ladungsfrist

zur Verbandsschau ein.

(9) Der Schauführer zeichnet den Verlaufund das Ergebnis der Schau in einer Niederschrift

aufund gibt den Schaubeauftragten Gelegenheit zur Äußerung. Die Niederschrift ist vom Schauführer und

einem Schaubeauftragten zu unterzeichnen.

(10) DerVorst.and veranlaßt die Beseitigung festgestellter Mängel.

(WVG §§ 44, 45)

§6

Organe

Organe des Verbandes sind die Verbandsversammlung und der Vorstand.

(WVG § 46)
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§7

Zusammensetzung der Verbandsversammlung

Die Mitglieder werden in der VerbandsversammIung durch 2 von-ihrer Verbandsveisammlunglihrem Rat be:'

vollmächtigte Beauftragte vertreten.

§8

Aufgaben der Verbandsversammlung

Die VerbandsversammIung hat folgende Aufgaben:

I. Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstandes und deren persönliche

Stellvertreter sowie des Verbandsvorstehers und dessen Stellvertreter,

2. Beschlussfassung über Änderungen der Satzung, des Unternehmens, des Plans oder der

Aufgaben sowie über die Grundsätze der Geschäftspolitik,

3. Beschlussfassung über die Umgestaltung und die AUflosung des Verbandes,

4. Wahl der Schaubeauftragten,

5. Festsetzung des Haushal~lanes sowie von Nachtragshaushal:tsplänen,

6. Einspruch gegen eine Zwangsfestsetzung des Haushaltsplanes,

7. Entlastung des Vorstandes,

8. Festsetzung von allgemeinen Grundsätzen fUr Dienst-und Anstellungsverhältnisse

und von Vergütungen fUr Vorstandsmitglieder und Mitglieder der Verbandsversammlung,

9.- Beschlussfassung über Rechtsgeschäfte zwischen Vorstandsmitgliedern und dem Verband,

10. Beschlussfassung über den Abschluss des Wasserbezugsvertrages,

11.. Festsetzung der Mindestabnahmemengen,

12. Beschlussfassung über die Mitgliedschaft in anderen Verbänden,

13.. Beratung des Vorstandes in allen wichtigen Angelegenheiten.

(WVG §§ 47, 49)
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§9

Sitzungen der Verbandsversammlung

(1) Der Verbandsvorsteher lädt die Verbandsmitglieder mit mindestens einmonatiger Frist zu den Sitzungen

und teilt die Tagesordnung mit In dringenden Fällen bedarf es keiner Frist, in der Ladung ist daraufhinzu- .

weisen. Der Verbandsvorsteher unterrichtet ferner die Vorstandsmitglieder und lädt die Aufsichtsbehörde

und den Landkreis Wolfenbüttel ein.

. (2) Im Jahr ist mindestens eine Sitzung zu halten. Die Einberufung muss außerdem dann erfolgen, wenn min­

destens ein Drittel der Verbandsmitglieder es verlangt.

(3) Der Verbandsvorsteher leitet die Sitzungen der Verbandsversammlung. Er und die Vorstandsmitglieder

haben kein Stimmrecht Die·Mitglieder des Vorstandes sind befugt, das Wort Zu nehmen.

(4) Die Sitzungen der Verbandsversammlung sind mcht öffentlich.

(WVG § 48)

§ 10

Beschlussfähigkeit und Beschlussfassung der Verbandsversammlung

(I) Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte aller Stimmen vert:reten ist. Ohne .

Rücksicht auf die Anzahl der anwesenden Stimmen ist sie beschlussfähig, wenn sie zum zweiten Male we­

gen desselben Gegenstandes rechtzeitig geladen und hierbei mitgeteilt worden ist, dass ohne

Rücksicht auf die Anzahl der anwesenden Stimmen beschlossen werden wird. Ohne Rücksicht aufFonn

und Frist der Ladung ist sie bescWussfiihig, wenn alle Mitglieder zustimmen. .

(2) Die Verbandsversammlung bildet ihren Willen mit der Mehrheit der anwesenden Stimmen. Das Stimmver- .

hältnis ist dem Verhältnis der in der Anlage zur Satzung festgelegten Mindestabnahmemengen gleich.

Stimmengleichheit bedeutet Ablehnung.

(3) Für die Änderung der Satzung, des Verbandsuntemehmens und der Verbandsaufgabe ist eine Mehrheit von

2/3 der anwesenden Stimmen erforderlich.

(4) GewäWt wird, wenn kein Mitglied widerspricht, durch Zuruf oder Zeichen, sonst durch Stimmzettel. Auf .

Verlangen eines Mitgliedes ist geheim zu wäWen.



-495~

(5) Die Beschlüsse sind in einer Niederschrift festzuhalten. Die Niederschriften sind fortlaufend zu numerieren

und vom Verbandsvorsteher und einem Verbandsmitglied zu unterschreiben.

(WVG §§ 13, 15,48)

§ll
Zusammensetzung des Vorstandes

(1) Der Vorstand besteht aus 4 Personen. Der Vorstandsvorsitzende ist Verbandsvorsteher.

(2) Jedes Vorstandsmitglied hat einen persönlichen Stellvertreter.

(3) Ein Mitglied des Vorstandes wird zum Stellvertreter des Verbandsvorstehers gew1ihlt

(4) Die Vorstandsmitglieder sind ehrenamtlich tätig. Sie können fiir die Wahrnehmung ihres

Amtes eine Entschädigung erhalten.

(WVG § 52)

§ 12

Wahl des Vorstandes

. (1) Die Verbandsversammlung wählt die Mitglieder des Vorstandes und d~ren persönliche

Stellvertreter sowie den Verbandsvorsteher und dessen Stellvertreter.

(2) Das Ergebnis der Wahl ist der Aufsichtsbehörde anzuzeigen.

. (3) Die Verbandsversammlung kann ein Vorstandsmitglied aus wichtigem Grund mit zwei

Drittel Mehrheit abberufen. Die Abberufung und ihr Grund sind der Aufsichtsbehörde

aI12lJ?:eigen. Diese kann: der Abberufung innerhalb eines Monats nach Eingang der Anzeige

unter Angabe der Gründe widersprechen, wenn der vorgetragene wichtige Grund nicht ge­

geben ist. Widerspricht die Aufsichtsbehörde, so ist die Abberufung unwirksam.

(WVG §§ 52, 53)
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§13

Amtszeit des Vorstandes

(1) Der Vorstand wird:filr eine Amtsperiode von 5 Jahren gewäb,lt_Das Amt des Vorstandes

endet am 30.06.1997 und später alle 5 Jahre.

(2) Nach Ablauf seiner Wahlperiode fUhrt der Vorstand seine Geschäfte weiter, bis ein neuer

Vorstand gewählt ist.

(3) Wenn ein Vorstandsmitglied vor dem Ablauf der Amtszeit ausscheidet, so ist:filr den Rest

der Amtszeit nach § 12'Ersatz zu wählen.

(4) Die ausscheidenen Mitglieder bleiben bis zur Wahl der neuen Vorstandsmitglieder.im Amt

(WVG § 53)

§ 14

Aufgaben des Vorstandes

Dem Vörstand obliegen alle Geschäfte, zu denen nicht durch' Gesetz oder Satzung die Verbands­

versammlung berufen ist. Er bes<;:hließt insbesondere über

. 1. die Aufstellung des Haushaltsplartes lI,l1d $einer Nachträge,.

2. die Aufuahme von Darlehen und l<.assenkredit<m,

3. die Aufstellung sowie Feststellung.der Vollständigkeit und Richtigkeit der Jahresrechnung,

4. die Entscheidungen im Rechtsmittelverfahren,

5. die Vergabe von Aufträgen und den Abschluss von Verträgen mit einem Wert des Gegenstandes

von mehr als 20.000,-- €.

(WVG § 54)

§ 15

. Sitzungen des Vorstandes

(1) Der VerbandsvorSteher lädt die Vorstandsmitglieder und die Aufsichtsbehörde mit mindestens

einwöchiger Frist schriftlich zu den Sitzungen und teilt die Tagesordnung mit In dringenden Fällen

bedarf es keiner Frist. In der Ladung ist daraufhinzuweisen.

Ferner ist zt1 den Sitzungen der Landkreis Wolfenbüttel einzuladen.
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(2) Wer am Erscheinen verhindert ist, teilt dies· unverzüglich seinem Stellvertreter mit. Zugleich ist der

Verbanclsvorsteher oder die Geschäftsstelle des Verbandes zu benachrichtigen.

(3) Der Verbandsvorsteher leitet die Sitzung.

(4) Die Sitzungen des Vorstandes sind nicht öffentlich.

(5) Im Jahr ist mindestens eine Sitzung zu halten.

(WVG § 56)

§ 16

Beschließen im Vorstand

(1). Der Vorstand ist beschlussfahig, wenn mehr als die Hälfte seiner Mitglieder anwesend. und alle rechtzeitig

geladen sind.

(2) Ist eine Angelegenheit wegen Beschlussun:fiihigkeit zurückgestellt worden und wird der Vorstand zur Be­

handlung desselben Gegenstandes erneut geladen, so ist er ohne RÜcksicht auf die Zahl der Erschienenen

beschlussfähig, wenn darauf in dieser Ladung hingewiesen worden ist..

(3) Der Vorstand bildet seinen Willen mit der Mehrheit der Stimmen seiner anwesenden Mitglieder..

Jedes Mitglied hat eine Stimme. Stimmengleichheit giltals ~blehnung.

(4) Auf schriftlichem Wege erzielte Beschlüsse sind gültig, wenn alle Vorstandsmitglieder zustimmen.

(5) Die Beschlüsse sind in einer Niederschrift festzuhalten. Die Niederschriften sind fortlaufend zu numerieren

und vom Verbandsvorsteher und einem Vorstandsmitglied zu unterschreiben.

(WVG § 56)

§ 17

Geschäfte des Verbandsvorstehers und des Vorstandes

(1) Der Verbandsvorsteher führt den Vorsitz im Vorstand. Ihm obliegen alle Geschäfte im Rahmen des Be­

schlusses der Verbandsversammlung über die Grundsätze der Geschäftspolitik.

(2) Die Vorstandsmitglieder haben bei der Erfiillung ihrer Aufgaben die·erforderliche Sorgfalt anzuwenden. Sie

sind dem Verband insbesondere dafiir verantwortlich, dass die Bestimmungen der Satzung eingehalten
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und die Beschlüsse der Verbandsversammlung ausgefilhrtwerden. Ein Vorstandsmitglied, das seine Oblie­

genheiten vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt, ist dem Verband zum Ersatz des daraus entstehenden

Schadens verpflichtet. Der Schadensersatzanspruch verjahrt in drei Jahren von dem Zeitpunkt an, in wel­

chem der Verband von dem Schaden und der Person des Ersatzpflichtigen Kenntnis erlangt.

(WVG § 54)

§ 18

Geschäftsführung

Der Verband überträgt die Geschäftsfilhrung auf den Wasserverband Weddel- Lehre (WWL), bei dem er Mit­

glied wird.

Der Beitrittsbeschluss und die Geschäftsflihrungsbefugnisse sind als Anlage 2 beigefilgt und Bestandteile dieser

Satzling.

(WVG § 57)

§ 19

l>ienstkräfte

Dienstkräfte werden im Ralunen der Geschäftsfilhrung vom Wasserver~imd Weddel - Lehre vorgehalten.

§20

Gesetzliche Vertretung des Verbandes

(1) Der Verbandsvorsteher vertritt den Verband gerichtlich und außergerichtlich; für die laufenden Geschäfte

obliegt dies der Geschäftsfilhrung.

(2) Die Aufsichtsbehörde erteilt den vertretungsbefugten Personen eine Bestätigung über die jeweilige Vertre­

ttingsbefugnis.

(3) Erklärungen, durch die der Verband verpflichtet werden seilI, bedürfen der Schriftform. Sie sind nach Maß­

gabe der für den jeweiligen Fall geltenden Regelungen von dem oder den Vertretungsberechtigten zu unter­

zeichnen. Wird:fiir ein Geschäft oder :fiir einen Kjeis von Geschäften ein Bevollmächtigter bestellt, so be­

darf die Vollmacht der Form des Satzes 1. Ist eine Erklärung gegenüber dem Vorstand abzugeben, genügt

es, wenn sie einem Vorstandsmitglied oder einem vertretungsbefugten Geschäfts:fi.lhier gegenüber abgege­

ben wird.

(WVG § 55)
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§ 21

Aufwandsentschädigung, Sitzungsgeld, Reisekosten

(1) Soweit nicht nach anderen Vorschriften Zahlungen erfolgen, erhalten

- der Verbandsvorsteher und der stellvertretende Verbandsvorsteher eine monatliche Aufwandsentschä­

digung und einen Fahrtkostenersatz,

- die übrigen Vorstandsmitglieder oder deren Stellvertreter Sitzungsgeld und Fahrtkostenersatz bei

Wahrnehmung ihres Amtes,

~ die Beauftragten (Stimmfilbrer) fiir<lie Verbandsvers~lung Sitzungsgeld und Fahrtkostenersatz bei

Wahrnehmung ihresAmtes,

- die Schaubeauftragten Sitzungsgeld Und Fahrtkosten bei Wahrnehmung ihres Amtes,

(2) Die Höhe der Aufwan.dsentschädigung, des Sitzungsgeldes und des Fahrtkostenersatzes werden von der

Verbandsversammlung festgesetzt. Die Beträge können pauschaliert werden.

(WVG § 52)

§ 22

Haushaltsplan

(1) Der Verband fUhrt einen Haushaltsplan.

(2) Die Verbandsversammlung setzt alljährlich den Ha~haltsplandes Verbandes und nach·BedarfNachträge

dazu fest Der Vofstand stellt sie atU'. Die Aufstellung des Haushaltsplanes hat SQ rechtzeitig zu erfolgen,

daSs die Verbandsversammlung vor dem Beginn des Haushaltsjahres über ihn beschließen kann. Der Ver­

bandsvörsteher legt den Haushaltsplan und die Nachträge der Aufsichtsbehörde und dem Landkreis Wol~

fenbüttel vor. Der Haushaltsplan ist einen Monat vor Beginn des HaushaltSjahres vorzulegen.

(3) Der Haushaltsplan enthält alle voraussichtlichen Einnahnlen und Ausgaben des Verbandes im kommenden

Haushaltsjahr. Er ist die Grundlage fiir die Verwaltung aller Einnahmen und Ausgaben.

(4) Das Haushaltsjahr (Rechnungsjahr) ist das Kalenderjahr.

(WVG § 65)
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§ 23

Nichtplanmäßige Ausgaben

(1) Der Vorstand bewirkt Ausgaben, die im Haushaltsplan nicht oder noch niCht festgesetzt sind., wenn der

Verband dazu verpflichtet ist und ein Aufschub erhebliche Nachteile bringen würde. Er darfAnordnungen,

durch die Verbindlichkeiten des Verbandes entstehen können, ftir die ausreichende Mittel im Haushaltsplan

nicht vorgesehen sind, nur bei unabweisbarem Bedürfnis treffen. Der Vorstand kann die hierftir erforderli­

chen Beiträge von den Mitgliedern einziehen.

(2) .Der Verbandsvorsteher Unterrichtet den Vorstand über die nach Abs. 1 bewirkten Ausgaben.

(3) Der Vorstand unternimmt unverzüglich die Aufstellung eine::; Nachtragshaushaltes und dessen Festsetzung

durch die Verbandsversammlung.

(WVG § 65)

§24

Rechnungslegung und Prüfung

(1) Der Vorstand stellt durch Beschluss in der ersten Hälfte des neuen Rechnungsjahres die Rechnung über alle

Einnahn;len und Ausgaben des vergangenen Rechnungsjahres gemäß dem Haushaltsplan auf:

(2) Der Vorstand lässt die Jahresrechnung und die zugehörigen Unterlagen von der Prüfstelle prüfen.

(3) Prüfstelle ist der Wasserverbandstag Niedersachsen e.V.

(4) DerVerbandsvorsteher gibt der Verbandsversartnnlung die Jahresrechnung, den Pmfbericht der Prüfstelle

sowie die Bilanz und Erfolgsrechnung einschließlich der erforderlichen Unterlagen zur Kenntnis.

§25

Entlastung des Vorstandes

Nach Eingang der Prüfungsbemerkungen der Prüfstelle zur Jahresrechnung stellt der Vorstand die Vollstän­

digkeit und Richtigkeit der Rechnungen fest. Er legt die Jahresrechnung, den BerIcht der Prüfstelle mit seiner

Stellungnahme hierzu der Verbandsversammlung vor. Diese beschließt über die Entlastung des Vorstandes.

(WVG47,49)



-501-

§26

Verbandsbeiträge

(1) Die Mitglieder haben dem Verband die Beiträge zu leisten, die zur Erfiillung seiner Aufgaben und Verbind­

lichkeiten uild zu einer ordentlichen Haushaltsfilhrung erforderlich sind.

(2) Die Beiträge bestehen in Geldleistungen (Geldbeträgen) und setzen sich aus folgenden Kosten zusammen:

a) Fixe Kosten (GeschäftsfUhrung, Anlagenunterhaltung, Versicherungen, Abgaben u.a.);

b) Variable Kosten (Wasserbezug und Strom);

c) Kapitaldienst und Rücklagenbildung; .

(3) Die Hebung von Mindestbeiträgen ist zulässig.

(4) Einnahmen des Verbandes, die nicht Beiträge der Mitglieder sin4, sind wie diese zur Deckung der Ausga­

ben zu verwenden.

(WVG §§ 28, 29)

§ 27

Beitragsrnaßstab

(1) Der Beitragsrnaßstab ergibt sich fiir

a) die fixen Kosten

b) die variablen Kosten

c) den Kapitaldienst und die Rücklagenbildung

1t. § 26, Ziffer 1 bis 4

aus der jährlichen Abnahmemenge des Mitgliedes im Verhältnis zur jährlichen Gesamtabnahmemenge

aller Mitglieder.

(2) Unterschreitet ein Mitglied die gern. der in der Anlage festgesetzten Mindestabnahmernenge, so gilt die

Mindestabnahmemenge.

Ein Rückvergütungsanspruch geleisteter Beiträge für diese Wassermenge besteht nicht. EventUelle Über­

schüsse werden einer zweckgebundenen Rücklage zugeftihrt.
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(3) Der Vorstand ermittelt das vorläufige Beitragsverhältnis fi1r das kommende HaushaItsjahr anband der

gemeldeten voraussichtlichen Wasserabnahmemengen der Mitglieder.

(4) Der Vorstand ermittelt das endgültige Beitragsverhältnis fi1r das abgelaufene Haushaltsjahr. Ausgleichsbe­

träge werden in einer endgültigen Beitragsabrechnung ermittelt und an die Mitglieder ausgezahlt bzw.

nachgefordert

§ 28

Hebung der Verbandsbeiträge

CI) Der Verband erhebt die Verbandsbeiträge auf der Grundlage des geltenden Beitragsmaßstabes.

Di~ Beiträge werden monatlich entsprechend der abgenOmnienen Wassermengen in RechnUng gestellt.

(2) Die Erhebung der Verbandsbeiträge kann Stellen außerhalb des Verbandes übertragen werden.

(3) Wer seinen Beitrag nicht rechtzeitig leistet, hat einen Säumniszuschlag zu zahlen. Der Säumniszuschlag

qeträgt 1 v.H. des rückständigen Beitrages fUr je·den angefangenen Monat ab 6 Tagen nach Fä.lligkeits­

tag.

(4). Jedem Ve!bandsmitglied ist aufVerlangen Einsicht in die ihn betreffenden Unterlagen zu gewähren.

(5) Verbandsbeiträge sind öffentliche Abgaben. Die Forderungen des Verbandes können im Ve:iwaltungs­

wege vollstreckt werden.

. (WVG §§ 29,31)

§ 29

Vorausleistung auf Verbandsbeiträge

Soweit· es fUr die Durch:filhrung des Unternehmens und die Verwaltung des Verbandes erforderlich ist, hebt der .

. Verband von den Verbandsmitgliedern Vorausleistungeri auf die Verbandsbeiträge entsprechend dem Maßstab

gem. § 27.

(WVG § 32)
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§30

Anordnungsbefugnis

(1) Die Verbandsmitglieder haben die auf Gesetz und Satzung b~J:1!hendenAnordnWlgen des Vorstandes und

der (JeschäftsfUhnuig des V~rbandeszu befolgen.

(2) Der Vollzug der Anordnungen des Verbandes richtet sich nach den Vorschriften des vorläufigen Verwal­

tWlgsverfahrensgesetzes filr das Land Niedersachsen vom 3. Dezember 197Q LV.ni.. § 70 des Niedersächsi­

schen VerwaltWlgsvollstreckungsgesetzes (NVwVG) vom 2. Juni 1982.

(WVG § 68)

§ 31

Rechtsbehelfsbelehning

(1) Für die Rechtsbehelfe gelten die allgemeinen Vorschriften der VerwaltWlgsgerichtsordnung.

§32

Bekanntmachungen

(1) Bekanntmachungen des Verbandes erfolgen in den öffentlichen VerkündigWlgsblättern der Aufsichtsbehör­

de Wld des Lanc!kreises Wolfenbüttel.

(2) Für die Bekann1+riachung längerer Urkunden genügt die Bekanntmachung des Ortes, an dem Einblick in die

Unterlagen genommen werden kann.

§33

Aufsicht

(1) Der Verband steht Wlter der Rechtsaufsicht des Landlcreises HeIm:stedt.

(2) Die Aufsichtsbehörde kann sich auch durch Beauftragte über die Angelegenheiten des Verbandes unterrich­

ten. Sie kann mündliche und schriftliche Berichte verlangen, Akten Wld andere Unterlagen aIliordern, sowie

an Ortund Stelle Prüfungen lind Besichtigungen vornehmen.

(3) Die Aufsichts:behörde ist unter Angabe der Tagesordnung zu den Sitzungen der Verbandsorgane einzula­

den. Ihrem Vertreter ist aufVerlangen das Wort zu erteilen.

(WVG §§ 72, 73)
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§34

Zustimmung zu Geschäften

(1) Der Verband bedarf der Zustimmung der Aufsichtsbehörde

1. zur unentgeltlichen Veräußerung von Vermögensgegenständen,

2. zur Aufnahme von Darlehen, die über 500.000,-- € hinausgehen,

3. zur Übernahme von Bürgschaften, zu Verpflichtungen aus Gewähtverträgen und zur Bestellung

von Sicherheiten,

4: zu Rechtsgeschäften mit einem Vorstandsmitglied einschließlich der Vereinbarung von Vergütungen,

soweit sie über den Ersatz von AUfwendungen hinausgehen.

(2) Die Zustimmung ist auch zu Rechtsgeschäften erforderlich, die einem in Absatz I genannten Geschäft wirt~

schaftlich gleichkommen..

(3) ·Zur Aufnahme von Kassenkrediten genügt eine allgemeine Zustimmung. Der Betrag wird auf

150.000,- € festgesetzt.

(4) Die Aufsichtsbehörde kann fiir bestimmte Geschäfte Ausnahmen von den Absätzen 1 bis 3 allgemein zu

lassen.

(5) Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn sie nicht innerhalb eines Monats nach Eingang der Anzeige bei der

Aufsichtsbehörde versagt wird. In begründeten Einzeifilllen kann die Aufsichtsbehörde die Frist durch Zwi­

schenbescheid um einen Monat verlängern.

(WVG § 75)

§ 35

Verschwiegenheitspflicht

(1) Die Mitglieder der Verbandsversammlung, Vörstandsmitglieder, Schaubeauftragte und die Geschäftsfiih­

rung des Verbandes~sind verpflichtet, über alle ihnen bei der Durchfiihrung ihrer Aufgaben bekanntwerde­

nen Tatsachen und Rechtsverhältnisse Verschwiegenheit zu bewahren.

(2) Ehrenamtlich Tätige sind bei der Übernahme ihrer Aufgaben zur Verschwiegenheit besonders zu verpflich­

ten. Die Verpflichtung ist aktenkundig zu machen.
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(3) Im Übrigen bleiben die Vorschriften der Verwaltungsverfahrensgesetze der Länder über die Verschwiegen­

heitspflicht unbeIilhrt.

(WVG §27)

§ 36

Inkrafttreten

(I) Diese Satzung tritt am 01.01.2010 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung des Verbandes vom 20.12.1979, einschließlich deren Nachträge in der Fas­

sung vom 29.04.1996, außer Kraft.

(WVG § 58 Abs. 2)

2a,'/tJ ZOoqHelmstedt, den ..... !.:.l-.!.... .

g~z. Lippelt

Der Verbandsvorsteher

Ich genehmige und veröffentliche dIe vorstehemleS.:;ttzung des Wasser- und Bodenverbandes

Helmstedt, den 22.10.09 Landkreis Helmstedt
Der Landrat

( Im AuftrageL. S.)

Wasserverband Elm
gez. Seeländer

Die Veröffentlichung der Satzung im vollen~t im Amtsblatt der Aufsichtsbehörde ist am

...............erfolgt. Mit der Bekanntmachung tritt die Satzung in Kraft.

........................, den·~ ~ .
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Anlage 1 zur Satzung

Mitgliederverzeichnis / Mindestabnahmemengen

desWasserverbandes Ehn

%

1. Stadt Helmstedt

2. Stadt Königslutter am Elm

3. Wasserverband WeddellLehre

275.000

165.000

275.000

38,46

23,08

38,46
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Anlage 2 Zl!T Satzung

Beitrittsbeschluss zum Wasserverband Weddel - Lehre (WWL)

Geschäftsfüluungsbefugnisse

A) Beitrittsbeschluss

Der Wasserverband Elm (WVE) ist ab dem 01.01.2010 Mitglied im Wasserverband Weddel ­

Lehre (WWL).

Gemäß § 9 (8) der Satzung des WWL hatder Wasserverband Elm eine Stimme in der Ver­

bandsversammlung des WWL. Sitz und Stimme im Vorstand sind nicht vorgesehen.

Vermögen wird nicht aufden WWL übertragen.

B) Geschäftsführungsbefugnisse

1. Geschäftsführung

Der Wasserverband Elm überträgt die Geschäftsführung ab 01.01.2010 auf den WWL.

Die. Geschäftsführung umfasst die Gesamtgeschäftsführung sowie die kaufmännische Ge­

schäftsführung.

Der WWL hat die Aufgaben im Einklang mit der Satzung des WVE wahrzunehmen.

Geschäftsführer ist der jeweilige Geschäftsführer des WWL.

Die Vertretungsregelung :für den Geschäftsführer erfolgt gemäß Geschäftsverteilungsplan des

WWL, sofern der WVE dieser zustimmt.

Die technische Managementleistung wurde mit Vertrag vom 18.03.2003 auf die Purena

GmbH übertragen. Im Rahmen der Geschäftsfiihrung kontrolliert der WWL die Leistungen

der Purena GmbH.
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2.Personalgestellimg

Die Aufgaben des WVE werden mit dem Personal des WWL abgewickelt.

Dazu übernimmt der WWL von der Bäder- und Dienstleistungsgesellschaft Helmstedt nibH

(BDH) im Rahmen der Personalüberleitung zwei technische Mitarbeiter und eine kaufinänni­

sc4e Angestellte (Teilzeitkraft).

Namentlich handelt es sich um Herrn RolfDenecke (Elektriker), Herrn Torsten Kreibich

(Handwerker) und Frau Petra Hemecke (kaufinännische Angestellte).

Nach Ende der Geschäftsführung durch den WWL verpflichtet sich der WVE die genannten

Mitarbeiter ZU übernehmen.

Ein Personaleinsatz der über die genannten Mitarbeiter hinaus geht, bedarf der Zustimmung

desWVE.

. Die Personalkostenabrechnung zwischen WWL und WVE erfolgt auf Selbstkostenbasis.

·3. Buchführung, Rechnungswesen, Jahresabschluss

Das Rechnungswesen und die Haushaltsplanung des Verbandes werden nach den Grundsätzen

der kaufmännischen Buchführung abgewickelt.

Die praktische Durchführung der Buchfiihrung des Verbandes erfolgt auf den EDV-Anlagen·

desWWL.

Die Verwaltung der Einnahmen und Ausgaben des WVE erfolgt über gesonderte Bankkonten;.

Der WWL ist berechtigt sich zur Erfüllung der Aufgaben Dritter zu bedienen. Dieses betrifft

insbesondere die Nutzung von Rechenzentren bzw. EDV-Anlagen Dritter.

Der Jahresabschluss des WVE wird von einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft erstellt. Die

Kosten hierfür trägt der Wasserverband Elm.

Das gesamte bilanzierte Anlagevermögen inklusive der Neuzugänge verbleibt im Eigentum

des WVE und wird vom WWL verwaltet.
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4. Haftung

Bei der Geschäftsführung sind die jeweils gültigen Unfallverhütungs- und sonstigen Betriebs­

vorschriften zu beachten.

Der WWL hat sein Haftpflichtwagnis ausreichend zu versichern.

Sollte der WWL durch Fälle höherer Gewalt oder durch sonstige Umstände, die abzuwenden

nicht in ihrer Macht stehen, an der Erfiillung ihrer Pflichten gehindert sein, so ruhen diese

Pflichtenfür die Dauer der unabwendbaren Ereignisse. In solchen Fällen ist der WWL gehal­

ten, mit allen zuinutbaren Mitteln die Wiederaufnahme der satzungsrechtlichen Geschäftsfüh':'

rungspflichten zu betreiben. Eine Verpflichtung zur Leistung von Schadenersatz besteht dann

nicht.

5. Vergütung - Beschluss durch'WWL

6. Verfahren zum Ende der Geschäftsfiihrungstätigkeit

Der WWL übergibt sämtliche Anlagegüter, die zum Eigentwn'desVerbandes gehören an den

WVE.

Der WWL übergibt sämtliche kaufinännische Unterlagen des Wasserverbandes Elm.

Der Beschluss gilt unter der VoraussetzulJ.g, dass folgende Regelungen in der

Satzung des WWL verankert werden:

Der WWL erhältfür seine Leistungen einen jährlichen Verbandsbeitrag. I)ieser beinhaltet:

- die Geschäftsführung

- die kaufinännische Betriebsfübrung

- die Miete:fiir die Büroräume des Verbandes inklusive Nebenkosten

.. die Kostenpauschale :fiir die EDV-Nutzung (Server und Rechnungswesen)

,. die Kosten für die Nutzung der Büroinfrastruktur des WWL (z. B. Telekommunikationsan,.

lagen, Besprechungsräume, Fotokopierer usw.).

Für das Wirtschaftsjahr 2010 wird ein Verbandsbeitrag vonmaximal 40.000,- € (netto) kalku­

liert. Die Jahresa:t>rechnung erfolgt nach tatsächlichen Kosten, nach einem zwischen den Ver­

bänden zu vereinbarenden Kalkulationsschema.
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Der WVE zahlt an den WWL vierteljährliche Abschlagszahlungen zuzüglich der jeweils gül­

. tigen Umsatzsteuer.

Für die Einrichtung der Finanz- und Anlagenbuchhaltung erhält der WWL eine einmalige

Vergütung von maximal 6.000,- € (netto)..

ABl.-Nr. 45 vom 06.11.2009
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199. Ausschüsse des Landkreises Helmstedt; 
 hier: Ausschuss für Personalentwicklung 

 
Am Donnerstag, dem 12.11.2009, findet um 15.00 Uhr im Großen Sitzungsraum 
des Landkreises Helmstedt, Südertor 6, 38350 Helmstedt, eine Sitzung des Aus-
schusses für Personalentwicklung statt. 
 
Tagesordnung: 
 
1. Eröffnung der Sitzung 
 
2. Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und der Beschlussfähigkeit 
 
3. Feststellung der Tagesordnung 
 
4. Genehmigung der Niederschrift der 4. öffentlichen Sitzung des Ausschusses 

für Personalentwicklung vom 22.09.2009 
 
5. Einwohnerfragestunde 
 Von Einwohnerinnen und Einwohnern des Landkreises Helmstedt zu Bera-

tungsgegenständen der Sitzung oder zu anderen Angelegenheiten des Land-
kreises Helmstedt 

 
6. Stellenentwicklungskonzept/Sachstandsbericht 
 
7. Stellenplan 2010 
 
8. Anfragen und Mitteilungen 
 
 
Helmstedt, den 30.10.2009 
 
LANDKREIS HELMSTEDT 
Der Landrat 
 
gez. Kilian 
 
 
 
 
 
 

 ABl.-Nr. 45 vom 06.11.2009 
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200. Ausschüsse des Landkreises Helmstedt; 
 hier: Ausschuss für Finanzen und Konsolidierung 

 
Am Dienstag, dem 17.11.2009, findet um 08.30 Uhr im Großen Sitzungsraum des Land-
kreises Helmstedt, Südertor 6, 38350 Helmstedt, eine Sitzung des Ausschusses für Fi-
nanzen und Konsolidierung statt. 
 
Tagesordnung: 
 
1. Eröffnung der Sitzung 
 
2. Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und der Beschlussfähigkeit 
 
3. Feststellung der Tagesordnung 
 
4. Einwohnerfragestunde für Einwohnerinnen und Einwohner des Landkreises Helm-

stedt zu Beratungsgegenständen der Sitzung oder zu anderen Angelegenheiten des 
Landkreises Helmstedt 

 
5. Genehmigung der Niederschrift der 17. öffentlichen Sitzung des Ausschusses für Fi-

nanzen und Konsolidierung am 19.05.2009 
 
6. Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2010, mittelfristige Ergebnis- und Finanzpla-

nung, Investitionsprogramm für die Haushaltsjahre 2009 bis 2013, Haushaltssiche-
rungskonzept 2010 

 
7. Umsetzung des Haushaltssicherungskonzeptes und der Zielvereinbarung mit dem MI 

über Bedarfszuweisungen 
 hier: Sachstandsbericht 
 
8. Anfragen und Mitteilungen 
 
Helmstedt, den 04.11.2009 
 

LANDKREIS HELMSTEDT 
Der Landrat 
 
gez. Kilian 
 
 

 ABl.-Nr. 45 vom 06.11.2009 
 
 
Im Fall einer Ergänzung vorstehender Tagesordnungen kann jeweils die vollständige Ta-
gesordnung im Dienstgebäude des Landkreises Helmstedt, Südertor 6, Zimmer 208, ein-
gesehen werden. 

 
 
 
 
  
 

Herausgeber: Landkreis Helmstedt, Südertor 6, 38350 Helmstedt 
 

Einzelbezugspreis: 2,00 € 
 
 
 
  
Für den Gesamtinhalt verantwortlich: Landrat Kilian 
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